
Deutschland und
Frankreich wollen
Schub für Europa
Wirtschaftliche Integration inEuropa
soll vertieftwerden

BERLIN (rtr). Deutschland und Frankreich
wollen noch enger zusammenrücken und da-
mit einem gemeinsamen Europa einen Im-
puls geben. „Anlässlich des 55. Jahrestags
des Elysee-Vertrags bekräftigen der Präsi-
dent der französischen Republik und die
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik
Deutschland ihren Willen, die Zusammen-
arbeit zwischen Frankreich und Deutsch-
land weiter zu vertiefen“, hieß es in einer Er-
klärung von Emmanuel Macron und Angela
Merkel vom Sonntag. Insbesondere gelte es,
„aufdemWegzueinemstärkerprosperieren-
den und wettbewerbsfähigen, souveränen,
geeinten und demokratischen Europa voran-
zuschreiten“. Ziel beider Länder sei es, ge-
meinsame Positionen zu allen wichtigen
europäischen und internationalen Themen
zu entwickeln. Macron und Merkel verwie-
sen auf ihre Absicht, im Laufe dieses Jahres
über einen neuen Elysee-Vertrag mit konkre-
ten Zielsetzungen abzustimmen. So wollen
die beiden wichtigsten EU-Länder die wirt-
schaftliche Integration in Europa vertiefen.

Wetter

Mittags 10°
Nachts 3°
Stark bewölkt, es fällt
teils anhaltender Regen

Bundesliga aktuell
Bayern München – Werder Bremen 4:2
FC Schalke 04 – Hannover 96 1:1

Blickpunkt

Puigdemont droht
neuer Haftbefehl
MADRID/BRÜSSEL (dpa). Die spanische
Staatsanwaltschaft will den europäischen
Haftbefehl gegen den katalanischen Ex-
Regionalchef Carles Puigdemont wieder
aktivieren lassen, sollte der 55-Jährige an
diesem Montag aus dem belgischen Exil
nach Dänemark reisen. Puigedmont will
am frühen Nachmittag an der Universität
von Kopenhagen an einer Diskussion mit
dem Titel „Katalonien und Europa, am
Scheideweg der Demokratie?“ teilneh-
men, wie die Hochschule mitteilte.

KZ-Pflichtbesuche
skeptisch gesehen
DACHAU (KNA). Forderungen nach ver-
pflichtenden Besuchen in KZ-Gedenk-
stätten stehen Vertreter solcher Erinne-
rungsorte skeptisch bis ablehnend gegen-
über. Das ergab eine Umfrage der Katholi-
schen Nachrichten-Agentur (KNA) unter
den acht größten Gedenkstätten in
Deutschland. „So wenig wie ein zweistün-
diger Pflichtbesuch zu DDR-Zeiten als
antifaschistischer Durchlauferhitzer
funktionierte, so wenig würde er heute als
antisemitische Schutzimpfung funktio-
nieren“, sagte etwa der Leiter der Öffent-
lichkeitsarbeit bei der Stiftung Gedenk-
stätten Buchenwald und Mittelbau-Dora,
Rikola-Gunnar Lüttgenau.

Die Leiterin der KZ-Gedenkstätte Da-
chau, Gabriele Hammermann, betonte,
dass Gedenkstätten Anstöße zum Nach-
denken geben können. „Ein Besuch allein
ist jedoch kein Allheilmittel, er fördert
keine automatische Änderung der Ein-
stellung.“ Die Verantwortlichen setzen
auf Empfehlungen und das Interesse der
Besucher, etwa von Klassen mit Schülern
mit und ohne Migrationshintergrund.

Sport

Der Druck beim
VfB wächst:
Diese Probleme
muss Wolf lösen

Panorama

Gastronomie:
Abschied vom
Chefkoch des
21. Jahrhunderts:
Nouvelle-Cuisine-Pionier
Paul Bocuse stirbt mit 91

Baden-Württemberg

Die Tierparks im Land
haben sich im
vergangenen Jahr erneut
als Besuchermagneten
erwiesen

Immermehr fahren auf E-Bikes ab

E-Bikes werden immer beliebter: Nach Anga-
ben des Fahrradclubs ADFC gibt es in
Deutschland mittlerweile rund 3,5 Millionen
Pedelecs, allein 2017 sind knapp 700000

hinzugekommen. Damit steigt jedoch auch
die Zahl der schweren Unfälle, in den ersten
neun Monaten des Jahres 2017 stieg die Zahl
der Unfälle mit Personenschäden um 28

Prozent im Vergleich zum Vorjahreszeitraum.
Zudem gibt es immer mehr illegal getunte
Pedelecs, sagt Unfallforscher Siegfried Brock-
mann. Foto: ghazii/Adobe Stock

BONN. Vier Monate nach der Bundestags-
wahl hat die SPD mit knapper Mehrheit den
Weg zu Koalitionsverhandlungen mit der
Union frei gemacht. Nach einer konfrontati-
ven Debatte stimmten auf dem Parteitag in
Bonn 56,4 Prozent von 642 Delegierten und

Vorstandsmitgliedern dafür. Die Verhand-
lungen über eine Neuauflage der großen Ko-
alition können damit in den nächsten Tagen
beginnen. SPD-Chef Martin Schulz kündig-
te harte Koalitionsverhandlungen an. „Die
Unionsparteien werden sich darauf einstel-
len müssen, dass die Koalitionsverhandlun-
gen genauso hart sein werden wie die Son-
dierungsverhandlungen“, sagte er.

In der CDU ist das Ja des SPD-Parteitags
mit Erleichterung aufgenommen worden.
„Die Vernunft hat sich durchgesetzt“, sagte
der CDU-Vize Thomas Strobl unserer Zei-
tung. EU-Kommissar Günther Oettinger,
der am Sonntag auch an den CDU-internen
Beratungen teilnahm, äußerte sich gegen-
über unserer Zeitung mit Skepsis: „Wenn
man sieht, wie knapp das Ergebnis war und

wie viele Amtsträger der SPD unter denen
waren, die mit Ja gestimmt haben, ist eine
Mehrheit der Mitglieder noch nicht garan-
tiert – da muss die SPD-Spitze noch Über-
zeugungsarbeit leisten.“

Umfassenden Nachverhandlungen zu
den vom SPD-Parteitag beschlossenen
Punkten erteilen Strobl wie Oettinger eine
Absage: „Wir werden sicher nicht alle SPD-
Wünsche in einen Koalitionsvertrag schrei-
ben, sondern nur das, was gut für das Land
ist“, sagte Strobl. Er schloss vor allem eine
von der SPD geforderte Härtefallregelung
beim Familiennachzug aus. „Das Sondie-
rungspapier ist der Rahmen, in dem wir
verhandeln“, bekräftigte auch Kanzlerin
Angela Merkel.

! Kommentar

CDU schließt umfassende
Nachbesserungen für Groko aus
SPD zittert sich in Koalitionsgespräche – CDU-Vize Strobl:Werden nicht alle SPD-Wünsche erfüllen

Es ist schon jetzt die längste Regierungs-
bildung in der Geschichte der
Bundesrepublik. Nun ist ein Ende
zumindest in Sicht: Eine gespaltene SPD
sagt Ja zur Groko. Doch es gibt neuen
Zündstoff für die Verhandlungen.

Von Christopher Ziedler
und Thomas Maron

Schuhe
binden

Reicht das?
SPD bringt mit neuen Forderungen
ein knappes Verhandlungs-Ja hin

Kommentar

Sie machen mit. Aber sie machen es nicht
gerne. Selbst die, die auf dem SPD-Son-
derparteitag in Bonn für die Aufnahme
von Koalitionsverhandlungen mit der
Union gestimmt haben. Sie mögen es
getan haben für ihren Vorsitzenden. Mit
einer Portion politischer Vernunft und
einem Hauch aufrührerischer Verzweif-
lung. Rückendeckung sieht anders aus.

Es hat für Martin Schulz gereicht. Aber
es ist allenfalls ein Etappensieg. Und da-
ran ist der Vorsitzende wieder einmal
selbst schuld. Wie ein Buchhalter hat er
den aus Prinzip skeptischen und verunsi-
cherten Delegierten die aus seiner Sicht
hervorragende Sondierungsbilanz vorge-
tragen. Da stand eine ehrliche Haut am
Rednerpult, die versprach, sich um die
Alltagssorgen von Millionen Kleinverdie-
nern zu sorgen. Für die die Übernahme
von schwarz-roter Regierungsverantwor-
tung eine staatspolitische Pflicht ist, eine
Grundlage für ein europäisches Solidari-
tätsmodell. Die Verhandlungsdelegation
habe einen Großteil ihrer Wahlverspre-
chen durchsetzen können, sagt Schulz
ehrlich stolz. Doch der Beifall der De-
legierten bleibt dünn. Die SPD wäre nicht
die SPD, wenn sie nicht beschlossene Er-
folge noch kurz und klein schlagen würde.

Nur 56 Prozent folgen Schulz. 362
Stimmen dafür, 279 dagegen: Das ist für
die Jusos mehr als ein Achtungserfolg.
Schulz wird daraus Lehren ziehen müs-
sen. Klar ist: Die Koalitionsverhandlun-
gen werden zum Vabanquespiel. Seine bis
ins feste Versprechen gesteigerten Ankün-
digungen zu Familiennachzug, Abbau der
Zwei-Klassen-Medizin und weiteren
Fortschritten bei befristeten Arbeitsver-
hältnissen waren vielleicht der Stimmung
im Saal geschuldet. Wie das irrlichternde
Ziel, eine neue Bundesregierung müsse
eine „SPD-Regierung“ sein. Und auch die
schonfärberische Analyse der Parteiver-
fassung, dass nicht die Union, sondern die
SPD aus einer Position der Stärke ver-
handeln könne, sowie die nach zwei Jah-
ren angedachte Bruchstelle, davon konnte
man nicht nur peinlich berührt sein: Es ist
ein Grund zur Sorge.

Die SPD hat die Latte für einen Erfolg
der schwarz-roten Koalitionsverhand-
lungen noch einmal höher gelegt. Schulz
wird jedoch seine Position nicht im An-
satz durchdrücken. Seine Stärke speist
sich aus der Schwäche einer gespaltenen
Partei, dessen Mitglieder anders als De-
legierte nicht zähneknirschend dem Par-
teiestablishment folgen. Nach dem Son-
derparteitag bleibt die Lage für die Par-
teispitze angespannt. Die Union weiß das.
Sie trifft auf einen angezählten Gegner.
Noch weiß sie nicht, wie sie reagieren soll.
Schulz hat es fürs Erste geschafft. Ob es
am Ende reicht, steht in den Sternen.

Von Wolfgang Molitor

wolfgang.molitor@stuttgarter-nachrichten.de

STUTTGART. Die deutsche Autoindustrie
droht nach Ansicht eines Experten beim
selbstfahrenden Auto den Anschluss zu ver-
lieren, weil sie sich zu sehr auf den Fahrzeug-
bau konzentriere und die Verwertung der
anfallenden Daten vernachlässige. Durch
das autonome Fahren werden weltweit vier
Billionen Euro pro Jahr kommerziell nutz-
bar – allein durch die Zeit, die Menschen im
Auto verbringen. Das sei mehr als doppelt so

viel, wie in der gleichen Zeit mit dem Ver-
kauf aller Autos weltweit eingenommen
wird, sagte Hochschullehrer Andreas Herr-
mann von der Universität St. Gallen unserer
Zeitung.

Die neue, datengetriebene Autoindustrie
entstehe aber nicht in Deutschland, sondern
in Kalifornien, Schanghai und Israel. Die
gute Lage der deutschen Industrie könne für
sie „zum Problem werden. Es fehlt der
Druck, sich schnell zu verändern.“

Herrmann hält es für einen großen Fehler,

dass die deutsche Branche mit den umfang-
reichen Daten, die das selbstfahrende Auto
produziert, so zurückhaltend umgehen will.
Die Kombination von Daten über die Fahr-
strecke mit denen über die Nutzung von
Internetangeboten im Auto ermögliche neu-
artige Werbeangebote. „Das Auto wird zur
neuen Informationsplattform, mit der sich
enorm viel Geld verdienen lässt“, sagte
Herrmann. „Die Autohersteller müssen auf-
passen, dass sie für diese Plattform nicht nur
das Metall und die Reifen liefern.

Datenschutz gefährdet Autobranche
Beim autonomenAutowinkt ein Billionenmarkt, der an deutschen Firmen vorbeigehen könnte
Von Klaus Köster

Die Berliner Verkehrsbetriebe haben ihre
Kundschaft kürzlich mit einem Schuh ge-
fesselt. Sie brachten einen Sneaker auf den
Markt, in den ein Jahresabo eingenäht war.
Die limitierte Auflage (500 Stück) war so-
fort vergriffen. Warum fällt uns angeblich
so kreativen Baden-Württembergern nicht
Derartiges ein? Das Land zum Beispiel, das
in Sachen Feinstaub eine juristische
Schlappe nach der anderen kassiert, könnte
Feinstaub-Schlappen auf den Markt brin-
gen, das Landesparlament Volksver-Treter.
So könnte man das Ansehen des Landes pu-
schen und das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl stärken.
Da wir im Unterschied zu
Berlin ein Flächenland
sind, müssten die
Schuhgrößen allerdings
reichen bis XXL, also
extra latsch. (rai)

Mannheimerin
im Irak zum
Tod verurteilt
BAGDAD (dpa). Eine deutsche Staatsan-
gehörige ist im Irak wegen Zugehörigkeit
zur Terrormiliz Islamischer Staat (IS) zum
Tod verurteilt worden. Die Frau mit marok-
kanischen Wurzeln habe dem IS bei seinen
Taten geholfen und sei an einem Angriff
auf irakische Sicherheitskräfte beteiligt
gewesen.

Zudem habe die Verurteilte ihre beiden
Töchter in die Region mitgebracht und mit
IS-Kämpfern verheiratet. Dem Gericht
zufolge soll sie gehängt werden. Das Urteil
kann noch angefochten werden.

Nach einem Bericht von NDR, WDR und
„Süddeutscher Zeitung“ stammt die Frau
namens Lamia K. aus Mannheim. Dem Re-
chercheverbund zufolge hat der deutsche
Botschafter in Bagdad seinen Protest zum
Ausdruck gebracht.

Türkische Offensive:
Gabriel
warnt vor Risiken
BERLIN (dpa).Bundesaußenminister Sigmar
Gabriel (SPD) hat vor unkalkulierbaren
Risiken durch die militärische Konfronta-
tion zwischen der Türkei und kurdischen
Einheiten gewarnt. „Wir sehen mit Sorge
nach Nordsyrien“, erklärte Gabriel. „Beide
Seiten, die jetzt gegeneinander kämpfen,
haben große Anstrengungen im Kampf
gegen den Terror des IS unternommen und
dabei große Opfer gebracht.“ Nach dem Er-
folg gegen den IS brauche Syrien weitere
Schritte in Richtung Stabilität und Frie-
den.

Türkische Streitkräfte rückten am Sonn-
tag nach eigenen Angaben in die nordsyri-
sche Provinz Afrin ein, um von dort eine mit
den USA verbündete Kurdenmiliz zu ver-
treiben. Die YPG-Miliz werde vernichtet,
sagte Präsident Recep Tayyip Erdogan.

OB-Wahl Winnenden: 91,4 Prozent für Holzwarth

werber. Das Bild zeigt Eva und Hartmut Holz-
warth sowie seinen Backnanger Kollegen Frank
Nopper. Foto:Büttner ! Seite B1 und B 2

gung von 25,82 Prozent im Amt bestätigt. 91,4
Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen
entfielen auf ihn, 8,6 Prozent auf sonstige Be-

Es gab nur einen Kandidaten bei der Winnender
Oberbürgermeisterwahl:Amtsinhaber Hartmut
Holzwarth (48). Er wurde bei einer Wahlbeteili-

Winnenden

Eine Bandmit einem
ganz reichen
Zusammen-Klang
Das Fabian-Meyer-Trio hat
Eigenkompositionen gespielt

! Seite B 2

Schwaikheim

Kandidat Edgar
Schwarz trifft Fans
beimMittagstisch
Und er erntet auchWiderspruch zu
seiner Kritik an Gerhard Häuser

! Seite B 3

Rems-Murr

Zwei neue Chefärzte
imKlinikum in
Winnenden
Amtseinführung von Dr. Ulrich
Kramer und Dr. Gerhard Kuhnle

! Seite C 1

Rems-Murr

Die Familienpflege:
Dreharbeiten für
eine gute Sache
Das Fernsehen daheim? Das ist ganz
schön aufregend. Für die Kinder
aufregend-spannend, für die Mama
eher nervenzehrend. Vor allem,
weil’s ihr nicht so ganz gut geht.
Aber deshalb ist das Fernsehen näm-
lich da. Drei Wochen lang wurde
eine Weinstädter Familie von einer
Familienpflegerin unterstützt. Wo-
rum es bei der katholischen Famili-
enpflege im Rems-Murr-Kreis geht,
wird am Dienstag in der ZDF-Re-
portagereihe 37 Grad vorgestellt.

! Seite C 1

Der zweijährige Tom findet es offensicht-
lich toll, dass die Familienpflegerin Katrin
Kübler-Herrmann Zeit für ihn und ein gro-
ßes Buch hat. Bild:Poppe
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Heute 18.30 Uhr die
Zeitung von
morgen lesen!
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Raimon
Ahrens ist neuer
Bürgermeister
in
Rudersberg
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